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Kapitel 10: NRW solidarisch und friedensfähig statt kriegstauglich 1 

Als Linke treten wir dafür ein, dass alle Menschen auf der Welt das Recht auf ein Leben in 2 
Frieden und Menschenwürde haben. Wir stehen gegen jede Form von Ungerechtigkeit und 3 
Ausbeutung, hier bei uns in NRW und weltweit.  4 

Wir nehmen nicht einfach hin, dass die Mächtigen Krieg wieder verstärkt zum Mittel der 5 
Politik machen, sondern wir wollen hier vor Ort für Frieden in der Welt kämpfen. 6 

Wir widersetzen uns auf kommunaler, landesweiter und bundesweiter Ebene der 7 
umfassenden Militarisierung der Gesellschaft und setzen uns für eine friedensfähige 8 
Gesellschaft ein. Wir wehren uns nicht nur gegen die Aufstockung der Militärausgaben und 9 
die damit einhergehende Kürzung von Sozialausgaben, sondern auch gegen die 10 
Mobilmachung der Bevölkerung für den Krieg: Wiedereinführung der Wehrpflicht, 11 
Veränderung des Lehrplans in Schulen, um Kinder auf den Krieg einzustimmen, die 12 
Aufhebung der Zivilklauseln an den Universitäten, all das soll der „Kriegstauglichkeit“ der 13 
Gesellschaft dienen. Wir wollen keine Forschung für Militär oder Bundeswehr an 14 
Universitäten und Hochschulen und wenden uns gegen Werbung für die Bundeswehr und 15 
den Kriegsdienst an Hochschulen oder auf Messen, der Bundesagentur für Arbeit, in 16 
Jobcentern oder vor Betrieben. 17 

Sogar bereits geplante Wohnprojekte mit tausenden Wohnungen in NRW sollen derzeit für 18 
Kasernen für die Bundeswehr weichen. Denkmalschutz und ähnliches sollen ebenfalls 19 
ausgehebelt werden, wenn es den Interessen der Bundeswehr dient. 20 

Sogar Krankenhäuser sollen nun für den Kriegsfall „ertüchtigt“ werden, dabei steht schon die 21 
Versorgung der Bevölkerung im Normalfall auf der Kippe. 22 

Wir lehnen die im Entwurf zur 3. Änderung des Landesentwicklungsplans (LEP) 23 
vorgesehenen Regelungen zur Nutzung von Bereichen zum Schutz der Natur (BSN-Flächen) 24 
für Zwecke der Landes- und Bündnisverteidigung sowie die fortschreitende Militarisierung 25 
dieser Flächen ab. 26 

Weder der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine noch der 27 
völkerrechtswidrige Krieg der USA & Israel gegen Iran und weiteren Länder im Nahen-Osten 28 
rechtfertigen aus unserer Sicht eine Ausdehnung militärisch nutzbarer Flächen auf Kosten 29 
von Naturschutzgebieten. 30 
Wir fordern die Streichung bzw. Modifizierung der Regelungen zur militärischen Nutzung von 31 
BSN-Flächen aus dem Landesentwicklungsplan. 32 

NRW ist mit Rheinmetall und anderen Unternehmen ein wichtiger Standort der 33 
Rüstungsproduktion. Viele Militärtransporte und Rüstungsexporte gehen über unsere 34 
Autobahnen und Schienenwege, über unsere Flughäfen und über den Duisburger Hafen.  35 

Im Landtag werden wir uns für ein solidarisches und friedensfähiges NRW einsetzen. 36 

Wir stellen uns gegen Bundeswehrwerbung in Bildungseinrichtungen und bei Jobmessen für 37 
Schüler*innen und setzen uns für Erziehung zum Frieden und für gewaltfreie 38 
Konfliktaustragung ein. Den Kooperationsvertrag zwischen Bundeswehr und dem 39 
Schulministerium wollen wir kündigen. 40 
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Für die Hochschulen wollen wir einen sicheren Rechtsrahmen für Zivilklauseln schaffen, der 41 
es der Bundesregierung unmöglich macht, diese abzuschaffen oder einzuschränken. Die 42 
Forschungseinrichtungen in NRW sollen sich in keinem Fall an der Entwicklung von 43 
Kampfrobotern, Kriegsdrohnen und Cyberwaffen beteiligen.  44 

Wir hören den Menschen zu, die aus Kriegsgebieten nach NRW geflüchtet sind und 45 
beziehen sie als wichtige Augenzeug*innen in die Friedensarbeit ein. Mit migrantischen 46 
Selbstorganisationen arbeiten wir in Solidaritätsprojekten für politisch Verfolgte und/oder 47 
Kriegs- und Bürgerkriegsopfer zusammen. Wir setzen uns für die ungehinderte Aufnahme 48 
von Kriegsopfern zum Zwecke der Behandlung ein und unterstützen die Arbeit des 49 
Friedensdorfes international in Oberhausen.  50 

Wir setzen uns für den Schutz verfolgter Deserteure und Kriegsdienstverweigerer vor der 51 
Abschiebung in ihr Herkunftsland, egal wo sie herkommen. 52 

Als Linke wollen wir: 53 
• keine Standorterweiterungen von Rüstungskonzernen und Militärstandorten und 54 

stattdessen die Umwandlung militärischer in zivile Arbeitsplätze ein 55 
(Rüstungskonversion) 56 

• keine Militarisierung von Verwaltung, Gesundheits- und Sozialeinrichtungen und 57 
keine Verschwendung öffentlicher Mittel für Bunkerbau.  58 

• Den zivilen Katastrophenschutz ausbauen und keine zivil-militärischen Übungen 59 
• keine Bundeswehrwerbung in Bildungseinrichtungen und bei Jobmessen für 60 

Schüler*innen 61 
• Erziehung zum Frieden und für gewaltfreie Konfliktaustragung ein 62 
• den Kooperationsvertrag zwischen Bundeswehr und dem Ministerium für Schule und 63 

Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen kündigen 64 
• Die Möglichkeit von Zivilklauseln der Hochschulen erhalten 65 
• einen Konversionsfonds auf Landesebne zur Förderung der Umwandlung von 66 

Rüstungsproduktion auf zivile, gesellschaftlich nützliche Produkte 67 
• die Streichung bzw. Modifizierung der Regelungen zur militärischen Nutzung von 68 

BSN-Flächen aus dem Landesentwicklungsplan. 69 
• Eine Landesförderung von Projekten von Bildungs- und Kultureinrichtungen zu 70 

Ursachen und Folgen von Krieg, Aufrüstung und gesellschaftlicher Militarisierung 71 
• Einen bedarfsgerechten Ausbau von psychosozialen Zentren und Beratungsstellen 72 

für Kriegs- und Folteropfer aus Landesmitteln 73 


